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2018 laufen die Leistungsverträge 
der Stadt Bremen mit dem priva-
ten Entsorger des Bremer Haus-
mülls, der Firma Nehlsen, ab. 
ver.di und die Beschäftigten, die 
in Bremen den Hausmüll einsam-
meln, hätten nichts dagegen, 
wenn danach die Entsorgung 
wieder kommunal organisiert 
würde. Und sie haben inzwischen 
Rückendeckung bekommen. Ein 
von ver.di in Auftrag gegebenes 
Gutachten kommt zu dem Ergeb-
nis: Rekommunalisieren würde 
sich für Bremen auszahlen. 

 �Kurt abeler, betriebsratsvorsitzender 
der eno (entsorgung nord gmbh) in 
bremen, spricht das gutachten aus der 
seele. er sehe es lieber heute als mor-
gen, dass Müllabfuhr und straßenrei-
nigung wieder zurückkehren unter das 
kommunale dach. denn damit gehö-
ren alle beschäftigten wieder zum ta-
rifvertrag öffentlicher dienst. dann 
wäre endlich schluss mit dem gezerre 
um die beschäftigten, endlich schluss 
mit der Zweiteilung der belegschaft 
und damit, dass die altbeschäftigten, 
die noch nach dem tvöd bezahlt wer-
den, sich hinausgeschoben fühlen. und 

dass die eigentliche arbeit zumeist von 
arbeitnehmern einer schwesterfirma 
erledigt wird. 

abeler und die eno-beschäftigten 
fühlen sich von dem gutachten bestä-
tigt. es bescheinigt ver.di und den 
beschäftigten, dass die stadtgemein-
de bremen mit der Privatisierung ein 
schlechtes geschäft gemacht hat und 
plädiert dafür, diesen schritt rückgän-
gig zu machen – nicht wirklich auf 
anfang. statt eines eigenbetriebes soll 
eine anstalt des öffentlichen rechts 
gegründet werden. 

bremen hatte 1998 die Müllabfuhr, 
die straßenreinigung und den Winter-
dienst privatisiert – mit der auflage, 
dass die übergeleiteten beschäftigten 
nach tvöd bezahlt werden. damals 
waren in diesen drei bereichen über 
700 frauen und Männer beschäftigt. 
„in den vergangenen 16 Jahren wurde 
nicht ein Kollege, nicht eine Kollegin 
eingestellt“, berichtet abeler. inzwi-
schen zählt die nehlsen-tochter eno 
(entsorgung nord gmbh) noch 345 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. der 
altersdurchschnitt der beschäftigten 
liegt bei gut 53 Jahren. da der tvöd 
für den arbeitgeber teurer ist als die 

üblicherweise in der privaten abfall-
wirtschaft bezahlten Löhne, übertrug 
nehlsen immer mehr aufgaben der 
eno an die Muttergesellschaft und 
verzichtete auf neueinstellungen. „die 
eno blutete aus“, beschreibt abeler 
die Lage. etwa 100 nehlsen-beschäf-
tigte arbeiten für die eno – für unter 
neun bis 13 euro die stunde.

angesichts dieser sozialpolitischen 
bilanz unterstützt ver.di eine rekom-
munalisierung der bremischen abfall-
wirtschaft. aber ver.di wollte auch 
wissen, ob es für die stadt wirtschaft-
lich vernünftig wäre, einen solchen 
schritt zu tun, und gab deshalb bei 
dem bremer Professor für volkswirt-
schaft, erich Mönnich, ein gutachten 
in auftrag. Übrigens: auch in der bür-
gerschaft wird über eine rekommuna-
lisierung der Müllabfuhr diskutiert. der 
umweltsenator sollte auch ein entspre-
chendes gutachten erstellen lassen. 
doch bisher ist offenbar nichts passiert. 

der volkswirtschaftler Mönnich 
kommt zu dem schluss, dass die Pri-
vatisierung ein schlag ins Wasser war. 
denn die erlöse aus dem verkauf der 

abfallwirtschaft in höhe von 107 Mil-
lionen euro sind schlicht im gesamt-
haushalt der stadt verschwunden. 
regelmäßige einnahmen: fehlanzeige.

und wie soll es nach Mönnich in 
Zukunft weitergehen? er plädiert für 
eine anstalt des öffentlichen rechts. 
dafür müssten 150 frauen und Männer 
zusätzlich eingestellt werden, was zu-
sätzliche Kosten in höhe von 1,3 Mil-
lionen bedeuten würde. demgegen-
über fällt bei einer öffentlichen Müll-
abfuhr die Mehrwertsteuer weg, zu-
dem entfällt eine betreiberrendite, 
also die gewinnmarge, weil ein öffent-
liches unternehmen im gegensatz zu 
einem privaten keinen gewinn erzielen 
müsste. allein die Mehrwertsteuer 
setzt Mönnich mit über fünf Millionen 
euro an. unterm strich bleibt eine 
Überkompensation von 3,7 Millionen 
euro – die kalkulierte gewinnmarge 
nicht mitgerechnet, denn sie ist nicht 
bekannt. eine gebührenerhöhung ist 
somit kein thema. Zudem meint Mön-
nich: investitionen können über Kre-
dite finanziert werden, weil die abfall-
entsorgung und die straßenreinigung 

zu über 50 Prozent aus gebühren fi-
nanziert werden. 

„das sind gute gründe dafür, diesen 
bereich wieder zurückzuholen“, betont 
auch der Landesfachbereichsleiter ver- 
und entsorgung nordniedersachsen-
bremen, immo schlepper. ver.di will 
deshalb nun in der bürgerschaft und 
in der Öffentlichkeit offensiv für einen 
solchen schritt werben. und er betont: 
„Wir werden nichts unversucht lassen, 
die Politik und die bürgerinnen und 
bürger davon zu überzeugen, dass ei-
ne kommunale abfallwirtschaft mehr 
in ihrem interesse agieren kann als ein 
Privatunternehmen.“ 

das heißt: ver.di und die eno-be-
schäftigten planen ein bürgerbegehren, 
erläutert stefan schubert, bei ver.di-
bremen zuständig für das unterneh-
men. die bürgerinnen und bürger sollen 
darüber abstimmen, unter welcher 
regie sie ihre Müllabfuhr sehen wollen. 
dass ver.di und die beschäftigten den 
sommer dazu nutzen wollen, bei den 
bremerinnen und bremern für eine re-
kommunalisierung zu werben, versteht 
sich von selbst. Jana Bender

Zurück unter das kommunale Dach 
– wenn auch in Form einer Anstalt 
des öffentlichen Rechts. Das ist 
der Rat, den das Gutachten von 
Ernst Mönnich, Professor für 
Volkswirtschaft an der Hochschule 
Bremen, der Stadt Bremen im 
Zusammenhang mit der Entsor-
gung des Hausmülls gibt. Das 
Gutachten war von ver.di in 
Auftrag gegeben worden. Warum 
Mönnich der Stadt empfiehlt zu 
rekommunalisieren, erläutert er in 
einem Gespräch mit REPORT. 

 � Sie plädieren in Ihrem Gutachten für 
die Rekommunalisierung der Entsor-
gung in Bremen. Was spricht für einen 
solchen Schritt? 
Mönnich: für rekommunalisierung 
spricht, dass aller voraussicht nach ein 
solcher schritt positive folgen hätte 
– für die verbraucherinnen und ver-
braucher, für den haushalt der stadt 
bremen und für die beschäftigten. 

Das heißt: Die Privatisierung hat sich 
nicht ausgezahlt?

Mönnich: im gegenteil. die Privati-
sierung war für die stadt bremen ein 
schlechtes geschäft – und zwar in 
mehrerlei hinsicht. Zum beispiel im 
hinblick auf die eigenkapitalverzin-
sung, die die stadt aus den gebühren 
bekommen hätte. Wenn man sie in 
beziehung setzt zu dem erlösen aus 
dem verkauf des kommunalen vermö-
gens, sieht es unterm strich nicht gut 
für bremen aus. und was die arbeits-
bedingungen der beschäftigten an-
geht – auch da macht die Kommune 
als arbeitgeber das rennen. aber es 
ist müßig zurückzuschauen. die Priva-
tisierung ist passiert. nun muss es da-
rum gehen, nach vorne zu schauen und 
zu prüfen, wie die situation wieder so 
geändert werden kann, dass die stadt, 
die bürgerinnen und bürger wie auch 
die beschäftigten profitieren.

Welche negativen Auswirkungen hat-
te die Privatisierung auf die Beschäf-
tigung?
Mönnich: bei der Privatisierung waren 
besitzstandsregelungen für die be-
schäftigten festgelegt worden. daran 
hat sich das private unternehmen auch 
gehalten. aber immer mehr aufgaben 
wurden von beschäftigten erledigt, die 
aus anderen betriebsteilen des unter-
nehmens kamen und die deutlich 
schlechter bezahlt wurden. so wurde 
die belegschaft gespalten. die vorher 
bei der stadt beschäftigten Mitarbeiter 
wurden nicht integriert. vielmehr ging 
das unternehmen daran, das Lohn-
niveau über neue beschäftigte zu drü-
cken und so letztendlich auch die ver-
pflichtung, den tarifvertrag öffentli-

cher dienst (tvöd) anzuwenden, aus-
zuhöhlen. 

Wie zufrieden waren die Bürgerinnen 
und Bürger mit der Privatisierung?
Mönnich: Zunächst gab es beschwer-
den, vor allem bei der straßenreini-
gung. aber dann hat es sich zurecht-
geruckelt – zumal es auch keine ge-
waltigen Qualitätsunterschiede beim 
Mülleinsammeln gab. 

Nun soll die Müllabfuhr wieder unter 
das kommunale Dach. Warum emp-
fehlen Sie das?
Mönnich: es würde sich für die stadt 
auszahlen – zumal die stadt bei ge-
bühren keine Mehrwertsteuer bezah-
len muss. außerdem ist in die Kalku-
lationen bisher eine betreiberrendite 
eingepreist. 

in dem gutachten werden verschie-
dene varianten für die organisation 
von abfallwirtschaft und straßenreini-
gung unter die Lupe genommen: die 
fremdvergabe, eine gmbh-Lösung mit 
städtischer Minderheitsbeteiligung 
und die anstalt des öffentlichen rechts 
als kommunales unternehmen. als 
wesentliche Prüfkriterien wurden iden-
tifiziert und bewertet: soziale, wirt-
schaftliche und ökologische nachhal-
tigkeit, rückkehrerproblematik, haus-
haltsfragen aufgrund von investitionen 
und Personalaufbau, personelle und 
sächliche synergieeffekte, Manage-
mentaspekte und formen von bürger-
partizipation. im ergebnis ist bei be-
trachtung aller Prüfkriterien die ein-
richtung einer anstalt öffentlichen 
rechts die deutlich beste variante zur 

organisation der bremischen abfall-
wirtschaft und straßenreinigung. die 
Mehrkosten, die für das Personal an-
fallen würden, werden kompensiert, 
weil die Mehrwertsteuer und die be-
treiberrend ite wegfal len. hinzu 
kommt: die rahmenbedingungen für 
die beschäftigten würden sich verbes-
sern, weil alle dann wieder unter den 
tarifvertrag öffentlicher dienst fallen.

Sie empfehlen der Stadt aber nicht, 
einen neuen Eigenbetrieb zu gründen.
Mönnich: nein, das gutachten plä-
diert für eine anstalt des öffentlichen 
rechts. der hintergrund für diese aus-
sage sind die erfahrungen der 90er-
Jahre. damals war die entsorgung in 
der regel im eigenbetrieb organisiert. 
Mit der folge, dass die Politik in einem 
starken Maße eingegriffen hat. es ging 
nicht nur darum, dass die Politik die 
entsorger kontrollierte und die vorga-
ben machte. das ist die aufgabe der 
Politik. vielmehr wurde auch gezielt 
eingegriffen und dem entsorger ge-
sagt, was er wann zu tun hatte. Mit 
einer anstalt des öffentlichen rechts 
behält die Politik die Kontrolle und sie 
kann vorgaben machen, also steuern, 
aber nicht mehr ins tagesgeschäft ein-
greifen. außerdem besteht die chance, 
dass die bürgerinnen und bürger stär-
ker beteiligt werden können, als es bei 
einem eigenbetrieb der fall ist. die 
erfahrung hat gezeigt, dass eine an-
stalt des öffentlichen rechts eine Kon-
struktion ist, die sehr gut funktioniert. 

Ist Rekommunalisierung generell die 
bessere Lösung? Empfehlen Sie auch 

anderen Kommunen, die Entsorgung 
wieder zurückzuholen?
Mönnich: das kann man so nicht sa-
gen. Jeder fall muss für sich betrachtet 
werden. bremen war eine der wenigen 
großstädte, die ihre entsorgung pri-
vatisiert haben. die meisten anderen 
großen städte sind nicht diesen Weg 
gegangen. Privatisiert haben vor allem 
die Landkreise, bei denen es darum 
ging, in die fläche zu gehen und den 
hausmüll abzuholen. einige Kommu-
nen sahen es auch nicht als lohnend 
an, Müll zu sammeln und zu sortieren. 

Wenn nun die vergabe von neuen 
aufträgen ansteht, müssen die Kom-
munen genau prüfen, ob sie die auf-
gabe stemmen können. ob sie in der 
Lage sind – und vor allem, ob sie es 
wollen –, eine neue entsorgung auf-
zubauen oder ob sie weiter lieber einen 
dritten damit beauftragen. Letztend-
lich ist ein schlichtes rechenexempel. 

Dann spielen die Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten eine untergeordne-
te Rolle?
Mönnich: nein. aber wenn eine stadt 
sich für die vergabe entscheidet und 
dennoch die arbeitsbedingungen der 
beschäftigten im auge hat, dann muss 
die Kommune anders vorgehen. sie 
muss zum beispiel bei der vergabe des 
auftrages entsprechende vorgaben 
machen, soweit diese vergaberechtlich 
möglich sind. eines muss man sehen: 
die Privaten können weder billiger 
noch besser entsorgen als die öffent-
lichen. ich glaube, man muss sich von 
dem ideologischen schwarz-Weiß-
denken verabschieden. es muss darum 
gehen, was letztendlich für alle betei-
ligten das beste ist – für die bürgerin-
nen und bürger, die Kommune und die 
beschäftigten. 

Fragen von Jana Bender

Es zahlt sich für die Kommune aus 
Gutachten empfi ehlt: Bremen soll Entsorgung und Straßenreinigung rekommunalisieren

Für die Beschäftigten und die Stadt
ver.di macht sich für eine Rekommunalisierung der 
Bremer Abfallentsorgung stark
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